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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

30.04.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2017/01/0417 

Rechtssatz 

Die vorsätzliche Verwendung einer falschen Identität sowohl im Asylverfahren als auch im 
staatsbürgerschaftsrechtlichen Verleihungsverfahren stellt ohne Zweifel ein Verhalten dar, welches das 
Einbürgerungshindernis nach § 10 Abs. 1 Z 6 StbG verwirklicht, zumal fallbezogen noch erschwerend 
hinzukommt, dass der Verleihungswerber unter dieser falschen Identität jahrelang in Österreich gelebt 
hat. 
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